


Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 467 (2. Planfassung) 
-Selikum, Landhaussiedlung - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 14.12.2011 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Art der baulichen Nutzung 

Gemäß § 9 Baugesetzbuch (BauGB) i.V. mit § 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) wird Reines 
Wohngebiet (WR) festgesetzt. Die in § 3 Abs. 3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen sind gemäß  
§ 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 

2. Maß der baulichen Nutzung 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO i.V. mit § 19 und § 20 BauNVO wird eine Grundflächenzahl von 
0,2 und eine Geschoßflächenzahl von 0,3 festgesetzt. 

Gemäß § 20 Abs. 3 BauNVO ist die Fläche von Aufenthaltsräumen in allen Geschossen, ein-
schließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände 
ganz mitzurechnen. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO i.V. mit § 20 BauNVO wird eingeschossige Bauweise festgesetzt. 

Gemäß § 16 Abs. 3 BauNVO i.V. mit § 18 BauNVO ist die Firsthöhe auf maximal 9,00 m, 
gemessen vom höchsten Punkt der nächstgelegenen öffentlichen Erschließungsanlage, 
festgesetzt. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB sind je Wohnhaus maximal zwei Wohnungen zulässig. 

3. Bauweise 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 22 BauNVO wird offene Bauweise und Einzelhaus 
festgesetzt. 

4. Mindestgrundstücksgrößen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB wird eine Mindestgrundstücksgröße von 1.000 qm festgesetzt. 

Diese Festsetzung gilt nicht für Grundstücke die zum Zeitpunkt der Amtlichen Bekanntmachung 
(12.01.2010) des Aufstellungsbeschlusses vom 18.12.2009 unbebaut und mindestens 800 qm 
groß waren und weiterhin mindestens 800 qm groß bleiben. Die übrigen Festsetzungen dieses 
Bebauungsplans gelten auch für diese Grundstücke. 

5. Immissionsschutz 

Gemäß § 9 Abs. 1 Ziff. 24 BauGB sind besondere bauliche Vorkehrungen zum Schutz vor Lärm-
belästigungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes vorgeschrieben: 

Die nördlichen, westlichen und östlichen Fassaden und Dachflächen im nördlichen Plangebiet  
(Teil A) liegen im Lärmpegelbereich 3 gem. DIN 4109 Schallschutz im Hochbau. Zum Schutz der 
Aufenthaltsräume muss das resultierende Schalldämmmaß R'w, res für Außenbauteile mindestens 
35 dB betragen. 

Ausnahmen von der Festsetzung können zugelassen werden, soweit durch einen anerkannten 
Sachverständigen nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen. 



(Empfehlung: Aufenthaltsräume sollen möglichst zur lärmabgewandten Seite (Süden) orientiert 
werden.) 

6. Beseitigung des Niederschlagswassers 

Gemäß § 51 a Landeswassergesetz NRW ist das auf den privaten Flächen anfallende Nieder-
schlagswasser auf den Grundstücken zu versickern. Die Versickerung Bedarf der Erlaubnis der 
Unteren Wasserbehörde. 

Die Pflicht zur Versickerung gilt nicht für den Bereich der Altablagerung Nr. Ne-1309 (Gemarkung 
Neuss, Flur 35, Flurstücke 585, 868, 1792, 2259 und 2344 alle teilweise). Hier ist eine Versicke-
rung nicht zulässig. 

7. Hinweise 

Baugrundrisiken (Kampfmittel, Überschwemmungen, Grundwasser, Erdbeben, Erdrutsche, Altlas-
ten, Altstandorte, Altablagerungen, Bodendenkmäler, etc.) sind vom Bauherrn eigenverantwortlich 
zu prüfen. 

Im Bereich der Altablagerung Nr. Ne-1309 (Gemarkung Neuss, Flur 35, Flurstücke 585, 868, 1792, 
2259 und 2344 alle teilweise) liegen bisher keine Erkenntnisse vor. Im Falle eines Abrisses der 
vorhandenen Wohngebäude und eines Neubaus muss diese Altablagerung im Rahmen des Bau-
antragsverfahrens vom Grundstückseigentümer untersucht werden. 

Die vorhandene und im Bebauungsplan nachrichtlich dargestellte Ferngasleitung liegt in einem 8 m 
breiten Schutzstreifen (4 m beiderseits der Leitungsachse). Sofern eine Neubebauung zur 
Genehmigung eingereicht wird, ist der Versorgungsträger (z. Z. E.ON Ruhrgas AG, Essen und der 
GasLINE GmbH, Straelen) im Genehmigungsverfahren zu beteiligen. Innerhalb des dinglich 
gesicherten 8 m breiten Schutzstreifens besteht ein absolutes Bauverbot. Dies gilt auch für 
genehmigungsfreie bauliche Einrichtungen. 

Das Plangebiet liegt teilweise in einem Bombenabwurf- und Kampfgebiet. Eine geophysikalische 
Untersuchung von zu überbauenden Flächen wird empfohlen. 


